
einer Vielzahl von Ausarbeitungen über Shakespeare 
heranzuziehen, so entlastet sie ein mangelndes Bemü­
hen des Verlags in seinen Recherchen nach belletri­
stischer Literatur über das Leben Shakespeares in kei­
ner Weise. Mit Recht hält das KrG die Verklagte an 
ihrer eigenen Verantwortlichkeit hinsichtlich der 
Rechtsmängelfreiheit des von ihr abgelieferten Wer­
kes fest und bezeichnet es als einen Verstoß gegen die 
in unserer Gesellschaftsordnung geltenden Grundsätze 
des Urhebervertragsrechts, wenn der Autor wider bes­
seres Wissen die Versicherung abgibt, ein eigenes, selb­
ständiges Werk geschaffen zu haben, während er in 
Wirklichkeit unselbständig, nämlich unter Zuhilfe­
nahme einer Fülle von Gestaltungselementen gearbeitet 
hat, die von einem anderen Autor stammen. Der von 
der Verklagten erhobene Einwand des Mitverschuldens 
des Verlags konnte daher nicht durchgreifen.
6. Schließlich hatte sich das KrG noch mit dem Einwand 
auseinanderzusetzen, daß dem Verlag ein Schaden noch 
gar nicht entstanden sei, weil im Falle einer Veröffent­
lichung des mangelhaften Manuskripts mit Schaden­
ersatzansprüchen der Rechtsnachfolger des verstorbe­
nen Autors, dessen Werk unzulässigerweise benutzt 
worden ist, nicht unbedingt zu rechnen sei. Dieser Ein­
wand verkennt, daß das — bis zu 50 Jahren nach dem 
Tod des Autors bestehende — subjektive Urheberrecht 
ein ausschließliches und absolutes Recht ist. Solange 
mit den in ihren Rechten verletzten Urheberberechtig­
ten keine ausdrückliche Vereinbarung über die Zuläs­
sigkeit der Benutzung des Werkes getroffen ist, muß 
bis zum Ende der Schutzfrist mit Sanktionen gegen 
Rechtsverletzungen gerechnet werden, wobei nicht 
außer acht gelassen werden sollte, daß das Plagiat auch 
nach Ablauf der Schutzfrist als ein schwerer Moralver- 
stoß, als ein von der Gesellschaft streng mißbilligtes 
Verhalten zu gelten hat.
7. Man kann zusammenfassend feststellen, daß das KrG 
mit im wesentlichen treffender Begründung ein Ver­
schulden der Verklagten bejaht und damit den Pla­
giatsvorwurf als berechtigt anerkannt hat. Ein Mangel 
der Entscheidung ist es, daß das Verhältnis zwischen 
der Verletzung ausschließlicher Rechte und der Verlet­
zung von Pflichten aus einem Werknutzungsvertrag un­
genügend herausgearbeitet wird. Es hätte die Über­
zeugungskraft des Urteils erhöht, wenn die Rechte und 
Pflichten der Prozeßparteien stärker in ihrer Verwur­
zelung in den konkreten, durch das Urhebervertrags- 
recht geregelten gesellschaftlichen Beziehungen gesehen 
und daraus alle notwendigen Schlußfolgerungen ge­
zogen worden wären. Dies hätte das Gericht dazu ge­
führt, sich bei seiner Entscheidung auf die im Zeit­
punkt der Urteilsfällung maßgebenden §§ 30, 31 VerlG 
(jetzt: § 45 URG i. Verb, mit den Bestimmungen des 
konkreten Verlagsvertrags und des einschlägigen Ver­
tragsmusters für belletristische Literatur) zu stützen, 
anstatt sich auf die für die außervertragliche materielle 
Verantwortlichkeit geltende Generalklausel des § 823 
BGB zurückzuziehen.

Prof. Dr. habil. Heinz P ü s c h e l ,
Institut für Erfinder- und Urheberrecht
an der Humboldt-Universität Berlin

Familienrecht 
§ 24 FGB; §2 FVerfO.
1. Im ehelichen Zusammenleben sidi ergebende Ge­
schehnisse und bestimmte Verhaltensweisen der Ehe­
gatten müssen stets im Zusammenhang mit dem ge­
samten Verlauf der Ehe und in ihren Wirkungen auf 
die Ehegatten betrachtet und bewertet werden. Deshalb 
sind die im Verfahren festgestellten Tatsachen nicht 
nur unter dem Gesichtspunkt zu beurteilen, ob sie 
ernstliche Gründe für eine Ehescheidung sind; zu unter­

suchen ist vielmehr, ob die Ehe dadurch objektiv zer­
rüttet und sinnlos geworden ist. Insoweit werden die 
„ernstlichen Gründe“ von dem allgemeinen Zerrüt­
tungstatbestand mit erfaßt und sind inhaltlich und im 
Ergebnis mit der Feststellung identisch, daß die Ehe 
ihren Sinn verloren hat.
2. Die Prüfung, ob die Ehe zerrüttet ist, schließt die 
Untersuchung ein, welche Voraussetzungen dafür ge­
geben sind, daß die Parteien die ehelichen Schwierig­
keiten überwinden werden. Allein der Umstand, daß es 
sich um eine langjährige Ehe handelt und in der Ver­
gangenheit zwischen den Parteien starke Bindungen 
bestanden haben, reicht jedoch im allgemeinen nicht 
aus, um die Erwartung zu begründen, daß eine Besse­
rung der ehelichen Verhältnisse eintreten werde. Dazu 
sind in der Regel weitere Umstände erforderlich.
OG, Urt. vom 18. Mai 1967 - 1 ZzF 6/67.

Die Parteien sind seit 1931 verheiratet. Aus der Ehe 
sind drei inzwischen volljährige Kinder hervorgegan­
gen.
Die Ehe ist bis zum Jahre 1963 im wesentlichen harmo­
nisch verlaufen. In den Jahren 1955 bis 1961 unterhielt 
der Verklagte zwar ein Verhältnis zu einer anderen 
Frau, dieses führte jedoch zu keiner tieferen Beein­
trächtigung der ehelichen Beziehungen. 1963 entstan­
den zwischen den Parteien größere Differenzen wegen 
vermögensrechtlicher Fragen. Sie ergaben sich daraus, 
daß die Klägerin von ihren Eltern ein Hausgrundstück 
geerbt hatte, in dem die Parteien und der Sohn Sieg­
fried mit seiner Frau wohnen. Dieser sollte das Grund­
stück auch übernehmen. Die Parteien waren sich jedoch 
darüber uneinig, ob und in welcher Höhe die anderen 
Söhne abgefunden werden sollten. Die Klägerin er­
richtete deshalb ohne Wissen des Verklagten ein Testa­
ment, in dem sie den Sohn Siegfried zum Erben des 
Grundstücks einsetzte.
Am 18. April 1966 vermutete der Verklagte, daß die 
Klägerin Bargeld und Sparkassenbücher zum Sohn 
Siegfried tragen wolle. Er geriet deshalb in so heftige 
Erregung, daß er sie mit der Faust schlug. Daraufhin 
erstattete die Klägerin Strafanzeige und erhob einen 
Tag später die Ehescheidungsklage. Wegen der erlitte­
nen Körperverletzung war sie etwa drei Wochen im 
Krankenhaus. Der Verklagte wurde zu einer Gefängnis­
strafe von acht Monaten bedingt verurteilt. Seit Mai 
1966 leben die Parteien innerhalb des Hauses getrennt. 
Das Kreisgericht hat die Ehescheidungsklage abgewie­
sen. Dagegen hat die Klägerin Berufung eingelegt, die 
vom Bezirksgericht zurückgewiesen wurde.
Zur Begründung hat das Bezirksgericht ausgeführt: 
Die einzige Ursache für die Unstimmigkeiten zwischen 
den Parteien, die jahrzehntelang eine gute Ehe geführt 
hätten, liege in den vermögensrechtlichen Problemen. 
Wenn auch das Hausgrundstück Alleineigentum der 
Klägerin sei, so habe der Verklagte doch zu dessen Er­
haltung beigetragen, und es sei deshalb verständlich, 
wenn er zumindest darüber mitbestimmen wolle, in 
welcher Weise die drei Kinder ihren Erbanteil am 
mütterlichen Vermögen erhielten. Mit der heimlichen 
Testamentserrichtung habe die Klägerin die Ursache 
für das Mißtrauen und die sich als Folge daraus erge­
benden Tätlichkeiten des Verklagten gesetzt. Da er sein 
Verhalten sehr bereue, müsse ihm die Klägerin Gele­
genheit geben, zu beweisen, daß er die richtigen Lehren 
aus seinem Verhalten gezogen habe. Wenn beide sich 
ernsthaft bemühten, werde es möglich sein, allmählich 
wieder zueinander zu finden. Die Erhaltung der Ehe sei 
im Interesse des Verklagten erforderlich, der sich mit 
der Klägerin noch sehr verbunden fühle und bereit sei, 
die Ehe fortzuführen. Insgesamt lägen keine ernstlichen 
Gründe vor, die eine Ehescheidung rechtfertigen 
würden.
Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Ge­
richts, der Erfolg hatte.
Aus den G r ü n d e n :
Das Bezirksgericht hat zwar versucht, die Ursachen für 
die in den letzten Jahren eingetretenen Schwierigkeiten
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